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Die Verwaltungsgerichtsbarkeit Badens.) 
Mit Geſetz vom 5. October 1863 und Vollzugsverordnung vom 


(erſter Juſtanz) und der Verwaltungsgerichtshof. 

Die Bezirksräthe (urtheilend in Verſammlungen, beſtehend aus 
dem vorſitzenden Bezirksbeamten und mindeſtens vier Mitgliedern) ſind 
zuſtändig zur Entſcheidung der Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes 
ohne Unterſchied, ob Einzelne, Körperſchaften oder der Staat dabei 
betheiligt ſind: 1. über den Anſpruch auf das Heimatsrecht und das 
Ortsbürgerrecht und deren geſetzliche Folgen, über den Antritt des 
angeborenen Bürgerrechts, die Bürgerannahme und die bürgerrechtlichen 
Vorausſetzungen der Verehelichung; 2. über die Bürgernutzungen und 
ſonſtige auf dem öffentlichen Rechte beruhende Anſprüche der Einzelnen 
an die Gemeinde; 3. über die Beiträge und perſönlichen Leiſtungen 
zu Gemeindezwecken, zu Socialausgaben und zu den Bedürfniſſen der 
abgeſonderten Gemarkungen, ferner über das Beitragsverhältniß der 
Fabricanten ($78 der Gemeindeordnung) bei außergewöhnlicher Weg⸗ 
benützung ($ 93 der Gemeindeordnung) und über das der Nebenorte 
bet zuſammengeſetzten Gemeinden (§ 171 der Gemeindeordnung); 
4. über die Beitragspflicht der einzelnen Steuerpflichtigen zu Kriegs⸗ 
koſten, über den Beizug zur Einquartierung und zum Vorſpann, ſowie 
über die Vertheilung der dem Bezirke auferlegten Kriegsleiſtungen 
unter die Gemeinden; 5. über die Beiträge und perſönlichen Leiſtungen 
zu den Koſten der Kirchen⸗ und Schulverbände und über die aus 
der Staatscaſſe zu leiſtenden Beiträge zu den Gehalten der Volks⸗ 
ſchullehrer; 6. über die Beitragspflicht und das Beitragsverhältniß 
zur Unterhaltung der Vicinal⸗ und Verbindungsſtraßen, über Gemar⸗ 
kungsrechte, Zuweiſung von Heimatloſen und ſonſtige auf dem öffent⸗ 


) Aus den Jahrgängen 1869—71 der 
und Verwaltungsrechtspflege“ 
v. Kißling. 


„Zeitſchrift für badiſche Verwaltung 
und anderen Quellen zuſammengeſtellt von Dr. Karl 


lichen Rechte beruhende Anſprüche, ſoweit über eine dieſer Fragen 
unter mehreren Gemeinden oder Gemarkungsinhabern Streit obwaltet; 
7 über Angelegenheiten der Bodencultur, insbeſondere der Bewäſſe⸗ 
rungs⸗ und Entwäſſerungsanlagen, Zuſammenlegung und Verlegung 
von Grundſtücken und Anlegung von Feldwegen, ſofern dieſe Fragen 
nicht privatrechtlicher Natur oder nicht durch die bezüglichen Geſetze 
beſonderen Commiſſtonen oder dem Staatsminiſterium zur Entſchei⸗ 
dung zugewieſen find; 8. über die Ausübung der Jagd und Fiſcherei 
und die Benützung des Waſſers, ſoweit nicht die Zuſtändigkeit des 
bürgerlichen Richters begründet ift, 

Dem Bezirksrathe ſteht ferner die Entſcheidung zu: 9. über die 
ſtreitige Stimmberechtigung und Wählbarkeit bei Gemeinde⸗ Bezirks⸗ 
und Kreiswahlen; 10. über die geſetzlichen Vorausſetzungen der Ver⸗ 
bringung in die polizeiliche Verwahrungsanſtalt. 

Durch Regierungsverordnung können die Bezirksräthe noch für 


weitere Streitigkeiten des öffentlichen Rechts als zuſtändig erklärt 
werden. 


Der Verwaltungsgerichtshof (urtheilend in einem Collegium von 


fünf ernannten Richtern) entſcheidet in letzter Inſtanz: 1. über die 
12. Juli 1864 wurde die Organiſation der inneren Verwaltung im 
Großherzogthum Baden geregelt. Zur Entſcheidung der ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsrechtsfälle wurden zwei Inſtanzen beſtellt, die Bezirksräthe 


von den Bezirksräthen entſchiedenen Fälle, dann über Streitigkeiten, 
zu welchen die Anſprüche an den Kreisverband und das Beitrags⸗ 
verhältniß zu deſſen Bedürfniß Anlaß geben; 2. über die Verpflich⸗ 
tung und Fähigkeit zur Theilnahme an den unter Vermittlung des 
Staats für öffentliche Diener gegründeten Witwen⸗ und Penſions⸗ 
caſſen; 3. über die Schuldigkeit zu Staatsabgaben und deren Größe 
und über den Anſpruch auf Zurückerſtattung zur Ungebühr bezahlter 
Staatsabgaben, mit Ausnahme jedoch der Beſchwerden über Anwen⸗ 
dung des Vereinszolltarifs, bnſtchtlich deren es bei den betreffenden 
Beſtimmungen ſein Bewenden behält; 4. über den ſtreitigen Anſpruch 
auf das badiſche Staatsbürgerrecht; 5. über den Erſatz der Koſten in 
den Fällen der SS 30 und 31 a) des Polizeiſtrafgeſetzbuchs. 

Die Staatsregierung iſt befugt, auch in anderen als den hier 
bezeichneten Fällen ſtreitige Fragen des öffentlichen Rechts der Ent⸗ 
ſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs zu unterftellen. 

Baden zählt gegenwärtig 1½ Million Einwohner auf 278 Quadrat⸗ 
meilen und hat einen Verwaltungsgerichtshof und 59 Bezirksräthe. 

Der Koſtenaufwand für den Verwaltungsgerichtshof iſt für das 
Jahr 1872 mit 29.154 fl. ſüdd. Währung bemeſſen. Der Auf 
wand für die Bezirksräthe, welche zugleich in der Verwaltung ver⸗ 
wendet werden und lediglich Reiſekoſten und Diäten erhalten, läßt 
ſich aus den Anſätzen des Budgets nicht beſtimmen. 

Das Verfahren iſt öffentlich und mündlich und find Anwälte 
zugelaſſen. 

Der Geſchäftsumfang der Bezirksräthe als Gericht zeigt ſich in 
folgenden Ziffern: 

Im Jahre 1865 wurden erledigt 985 


1 „5 1866 7 752 
1 „ 1867 5 770 
„ „ 1868 „ „ 714 
„ „ 1869 „ 0 741 
Mei ARSTOT h 464 Streitſachen. 


Hievon waren immer mehr als die Hälfte (im Jahre 1865 
ſogar 610 von 985) Buͤrgerrechtsſachen. 
Der Verwaltungsgerichtshof erledigte Berufungen 


Im Jahre 1865 233 
11 1 ; 1866 112 7 
en 7! | 
„ „ 1868 209 
„ „ 1869 202 
1870 121. 


Die Differenz der beiden letzten Jahre ſoll ſich theils aus der 
Veränderung der Geſetzgebung über die Eheſchließung und den hiezu 
nöthigen Beſitz des Ortsbürgerrechtes, und durch den Krieg erklären; 
es werde ſich aber in der Folge durch den Eintritt der Wirkſamkeit 
neuer Geſetze z. B. des Stiftungs⸗ und Armengeſetzes, welche die 
Competenz der Verwaltungsgerichte vermehren, dieſe Verminderung 
mehr als ausgleichen. , nern 

Es ergibt ſich weiters aus der Vergleichung der Ziffern, daß 
nur in 20 Fällen von 100 die Berufung ergriffen wurde. Das Ver⸗ 
hältniß der beſtätigenden Urtheile zu den abändernden betreffend 
waren 


abändernde beſtätigende gemiſchte 
1868 100 81 3 
1869- 87 86 3 
1870 54 46 1. Metheile. 


Wir entnehmen dieſen Daten vorzüglich zwei tröſtliche Wahr⸗ 
nehmungen: erſtens daß — wie es ſich bei allen Gerichtsinſtitutionen 
zeigt. welche dem praktiſchen Bedürfniſſe entſprechen — die Zahl der 
Berufungen mit Rückſicht auf den Umſtand, daß auch in Baden auf 
dem Gebiete des Verwaltungsrechtes viele ungelöste Zweifel beſtehen, 
eine verhältnißmäßig ſehr geringe iſt, und zweitens, daß, wenn Be⸗ 
rufung ergriffen wurde, dies ſicherlich nicht aus Frivolität oder 
Streitluſt geſchah. 


Die wichtigeren (59) Fälle. welche die Zeitſchrift für badiſche 


Verwaltung mittheilt, ſind ein ſehr werthvolles Material zum Stu- 
dium der Theorie des Verwaltungsrechtes, welche vor allem geeignet 
iſt, die Bahn hier zu ebnen. 

Die bezeichnete Zeitſchrift iſt als das Organ des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes anzuſehen, und es werden in derſelben die praktiſchen 
und theoretiſchen Fragen des Verwaltungsrechtes meiſtens von Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsgerichtshofes beſprochen. 

Die Mitglieder der Bezirksräthe find der gebildeten Bevoölke⸗ 
rung, in der überwiegenden Mehrzahl aus den Bürgermeiſtern ent⸗ 
nommen. 

Das beſte Urtheil über den Verwaltungsgerichtshof finden wir 
in folgenden Worten des Berichtes der Budgetcommiſſion der zweiten 
Kammer (Beilage zum Protokolle der 27. öffentlichen Sitzung vom 
22. Februar 1872): 

„Was die Stellung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes im Allge⸗ 

meinen anbelangt, ſo haben ſich mehrfach Anſichten kundgegeben, 
welche eine Aenderung bezüglich derſelben als wünſchenswerth dar⸗ 
tellten. 
l So wurde die Frage angeregt, ob nicht im Intereſſe der Ver⸗ 
einfachung eine Vereinigung dieſes Gerichtshofes mit dem Verwal⸗ 
tungshofe als zweckmäßig zu erachten ſei. Es wurde auch von ein⸗ 
zelnen Mitgliedern die Anſicht ausgeſprochen, daß die Geſchäfte des 
Verwaltungs⸗Gerichtshofes wohl am beſten einem Senate des Ober⸗ 
hofgerichtes zugewieſen würden, welcher aus Richtern des Oberhofge— 
richtes und aus Richtern aus dem Verwaltungsſtaude zuſammengeſetzt 
wäre. Wieder andere Stimmen befürworteten die Ueberweiſung der 
Geſchäfte des Verwaltungs⸗Gerichtshofes an das Oberhofgericht ohne 
Zuzug von Verwaltungsrichtern. 

Des Inſtitut des Verwaltungs⸗Gerichtshofes iſt nun unbeſtrit⸗ 
ten ein wohlthätiges, was ſich — abgeſehen von der Erfahrung in 


unſerem Lande, ſchon daraus ergibt, daß Seitens anderer Staaten 
ähnliche Einrichtungen angeſtrebt werden. Durch eine Vereinigung mit 
dem Verwaltungshofe würde aber der Verwaltungs-Gerichtshof den 


Charakter einer ausſchließlich richterlichen Behörde verlieren, die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beſtrebungen ſeiner Mitglieder würden ſich nicht mehr vor 
Allem auf die Verwaltung s⸗Rechtspflege beſchränken können, ſondern 
ſich nothwendigerweiſe zerſplittern müſſen, wenn den nämlichen Mit⸗ 
gliedern auch noch Geſchäfte aus ganz verſchiedenen anderen Fächern 
zur Behandlung überwieſen wären. Eine ſehr erhebliche Erſparniß 
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würde auf dieſem Wege ohnehin nicht erreicht werden, und können wir 
ſonach eine derartige Vereinigung beider Behörden nicht befürworten. 

Was die Ueberweiſung der Geſchäfte des Verwaltungs⸗Gerichts⸗ 
hofes an das großherzogl. Dberhofgericht, mit oder ohne Beizug von 
Mitgliedern aus dem Verwaltungs⸗Beamtenſtande anbelangt, ſo ſtehen 
einer ſolchen Einrichtung mehrfache Bedenken entgegen. Einerſeits dürfte 
es nicht paſſend ſein, ein urtheilendes Collegium zu bilden, das aus 
Mitgliedern beſteht, welche bezüglich ihrer Stellung dem Staate 
gegenüber unter ſich nicht gleich ii, nämlich aus Richtern, unter den 
Beſtimmungen des Richtergeſetzes ſtehend, und aus Verwaltungs⸗ 
beamten, auf welche die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht auwendbar 
find. Anderſeits würde es ſchwierig fen, vor der jeweiligen Entſchei⸗ 
dung einen Vertreter des Staatsintereſſes (5 17 des Verwaltungsge⸗ 
ſetzes) zu hören, welcher berechtigt erſcheint, in der Sitzung Anträge 
zu ſtellen. Der Beizug eines ſolchen würde ſtets mit Weitläufigkeiten, 
Koſten und mit Störungen in demjenigen Verwaltungszweige verbun⸗ 
den ſein, welcher den Vertreter des Staatsintereſſes zur Verhandlung 
entſenden ſoll. 

Abgeſehen hievon ging die Majorität von der Anſicht aus, daß 
Verwaltungsſtreitigkeiten am beſten von ſolchen Richtern entſchieden 
würden, welche das Gebiet des Verwaltungsrechts vorzugsweiſe zum 
Gegenſtande ihrer Studien gemacht, und darin ſich eine reiche Er⸗ 
fahrung geſammelt hätten, — während den Richtern der bürgerlichen 
Gerichte weder eine gleich bedeutende Kenntniß der Verwaltungsgeſetz⸗ 
gebung noch eine gleich große Erfahrung in Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten zu Gebote zu ſtehen pflege. 

Es kann da aber die Commiſſion jedenfalls ſchon aus dem 
Grunde mit der Zuweiſung von Verwaltungsſtreitigkeiten än das Ober⸗ 
hofgericht nicht einverſtanden erklären, weil bekanntlich eine durch die 
Reichsgeſetzgebung zu beſtimmende neue Gerichtsverfaſſung in Ausſicht 
ſteht, welche möglicherweiſe die oberen Gerichtsbehörden in einer ganz 
anderen Weiſe org aniſirt, und welche auch eine Aenderung in der 
Stellung des oberſten Gerichtshofes im Gefolge haben kann, 

Wir gehen deßhalb von der Anſicht aus, daß Aenderungen im 
Weſen des Verwaltungs⸗Gerichtshofes nicht angemeſſen ſein dürften.“ 

Dieſem Urtheile hat auch die Kammer ſelbſt zugeſtimmt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die in Rückſicht auf Verbrauchsbeſteuerung im Gemeindege 
biete zuläſſigen Maßregeln mit Beziehung auf Art. XV, Alin. 3 des 
Gemeinde-Grundgefeges vom 5. März 1862. 


Mittelſt Allerh. Entſchließung wurde der Stadtgemeinde S. die 
Einhebung von 1 Kreuzer von jeder in der Stadt ausgeſchaͤnkten Maß 
Bier auf 2 Jahre bewilligt. Der Stadtrath von S. hat am 27. Fe⸗ 
bruar 1871 öffentlich kundgemacht, daß die Einhebung dieſer Bier⸗ 
umlage mit 1. März 1871 beginnen werde und hat zugleich die Ein⸗ 
hebungs⸗Modalitäten feſtgeſetzt. Nach dem Abſatze 2 dieſer Modalitäten 
ſind zur Entrichtung fraglicher Abgabe alle Bierverkäufer, Gaſtwirthe 
und Privatperſonen verpflichtet, mögen ſie das Bier aus welchem 
Bräuhauſe immer beziehen und haben zu dieſem Behufe das Bier an⸗ 
zumelden. Nach Abſatz 4 darf vor Entrichtung dieſer Giebigkeit das 
Bier im Keller oder beſonderen Localitäten nicht eingelagert werden, 
und es ſind die Gaſtwirthe, Bierverkäufer und Privatperſonen ver⸗ 
pflichtet, ſich jeder Durchſicht ihrer Vorräthe zu unterziehen. Nach 
Abſatz 6 erhält der Gaſtwirth oder Abnehmer des Bieres nach erfolg⸗ 
ter Anmeldung eine Bollette über die berichtigte Giebigkeit, auf welcher 
die Zahl und Inhaltsmenge jedes Gefäßes angefühet iſt; auch wird 
vom Stadtrathe auf jedes Gefäß eine Marke befeſtigt. Nach Abſatz 10 
wird in dem Falle, wenn nicht das ganze angemeldete Bierquantum 
verbraucht wurde, die diesfalls gezahlte Giebigkeit zurückgezahlt. 

Am 19. Juni 1871 hat der Gemeinderath von S. bei der 
dortigen Bezirkshauptmannſchaft angezeigt, daß der Gaſtwirth und zu⸗ 
gleich Inhaber einer Bierniederlage des K.. ber Bräuhauſes Franz 
P. die Anmeldung des aus R. in ſein Gaſthaus eingeführten Bieres 
und die Anbringung der Marken auf den Gefäßen verweigere, und 


dieſe Controlsmaßregeln nur bezüglich des in feinem Gaſthauſe ausge⸗ 
ſchänkten Bieres zugeſtehen wolle. Zugleich erſuchte der Gemeinderath, 
nachdem dieſe Controlmaßregeln nur zur Ermittlung des wirklich 
ausgeſchänkten Bierquantums ſtattfinden, die Gaſtwirthe nur zur Be⸗ 
richtigung der Giebigkeit von dem wirklich ausgeſchänkten Bier ver⸗ 
halten werden und auf eine andere Weiſe die Controle nicht gehörig 
geübt werden könnte, um die Bewilligung von Executionsmitteln 
gegen den Gaſtwirth Franz P. Der diesfalls bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft einvernommene Franz P. gab an, daß er als Bierver⸗ 
leger nicht das ſämmtliche, ſondern bloß das aus der Niederlage zum 
Behufe des Ausſchankes in den Keller oder in die Küche zu übertra⸗ 
gende Bier anzumelden und der Markenbezeichnung zu unterziehen be⸗ 
abſichtige, da die Meldung des wiederverkauften, ſomit nicht ausge⸗ 
ſchänkten Bierguantums zum Behufe der Abſchreibung der entfallenden 
Bierumlage mit großen Unbequemlichkeiten und Zeitverluſt für die Ab⸗ 
nehmer verbunden ſei. u ar a Re: 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Angelegenheit bezüglich 


der Einhebungsart des Bierkreuzers von jeder in der Stadt ausge⸗ 


ſchänkten Maß Bier zur Entſcheidung der autonomen Behörden ver⸗ 


wieſen; bezüglich der Einhebung des Bierkreuzers vom Bierhandel ſich 


jedoch als Gewerbsbehörde competent erklärt und erkannt, daß Franz 
P. als Bierhändler nicht verpflichtet ſei, aus Anlaß der Einhebung 
des Bierkreuzers das zur Niederlage beſtimmte Bier anzumelden oder 
die Gefäße mit Marken verſehen zu laſſen, weil der Bierhandel nach 
dem kaiſerl. Patente vom 20. December 1859 freigegeben ſei und 
dieſe Freiheit bei der Einhebung des Bierkreuzers vom ausgeſchänkten 
Bier nicht beſchränkt werden könne; jedoch dürfe Franz P. der Ge⸗ 
meinde die nothwendig erachtete Durchſicht ſeiner Niederlage nicht ver⸗ 
wehren. 

pi Gegen dieſe bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung hat der 
Stadtrath in S. den Reeurs an die Statthalterei ergriffen, und in 
demſelben geltend gemacht, daß die Modalitäten der Einhebung des 
Bierkreuzers vom Stadtrathe im autonomen Wirkungskreiſe feſtgeſetzt 
und in Rechtskraft erwachſen ſeien, daß Franz P. Bierverleger und 
Schänker ſei und ohne Anmeldung ſeines geſammten Biervorrathes 
und der Bezeichnung aller Bier enthaltenden Gefäße mit Marken 
eine gehörige Controle nicht möglich wäre; daß die Bierumlage nicht 
von dem ganzen Biervorrathe eingehoben, ſondern der für das ver⸗ 
kaufte Bier entfallende Betrag abgeſchrieben und am Ende eines 
jeden Monates nur für die ſich herausſtellende Differenz die Gemein⸗ 
deumlage gefordert werde. 

Die böhmiſche Statthalterei hat den angefochtenen Beſcheid be⸗ 
hoben, weil, abgeſehen davon, daß im vorliegenden Falle die Anwen⸗ 
dung des § 86 G. O.) nicht platzgreift, durch die eingeleitete Ver⸗ 
fügung, wornach dem Gaſtwirthe Franz P. wohl die ganze Umlagen⸗ 
gebühr von allem ihm zugeführten Biervorrathe in Vorſchreibung ge⸗ 
bracht, dagegen bezüglich des von ihm aus ſeiner Niederlage wieder 
aus der Stadt verführten Bieres die entfallende Gebührenquote abge⸗ 
ſchrieben, ſomit von ihm zu Ende eines jeden Monates lediglich die 
Differenz entrichtet wird, welch' letztere eben die geſetzlich entfallende 
Gebühr für das einheimiſch conſumirte Bier darſtellt, ein beſtehendes 
Geſetz nicht verletzt, auch der Wirkungskreis der Gemeinde nicht über⸗ 
ſchritten wurde; übrigens aber auch eine Beeinträchtigung des dem ge⸗ 
nannten Gaſtwirthe zuftehenden freien Bierhandels nicht vorliegt. 

Im Miniſterial⸗Recurſe führte nun Franz P. an, daß die Aus⸗ 
dehnung der Controlmaßregeln auf das zum Handel beſtimmte Bier 
nicht bloß läſtig, ſondern auch zum größten Nachtheile ſei, indem hie⸗ 
durch der Umfang des ganzen Bierhandels, deſſen Erträgniß und Ver⸗ 
luſt in allen Geſchäftshäuſern bekannt wird und die Bierabnehmer eine 
Controle oder Denunciation von Seite des Bierverkäufers bezüglich 
des gekauften Bierquantums ſich nicht gefallen laſſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. Februar 1872, 
3. 120 dem Recurſe des Franz P. gegen die Statthaltereientſchei⸗ 
dung, mit welcher dem Beſchluſſe des Gemeindeausſchuſſes in S. vom 
Standpunkte des § 102 der Gemeinde⸗Ordnung nicht entgegen ge⸗ 
treten wurde, aus den Motiven der angefochtenen Entſcheidung keine 
Folge gegeben. Km. 


) Entſpricht Art. XV, Alin. 3 des Geſetzes von 5. März 1862. 
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Das Dienſtesverhältniß eines Gemeindeviehhirten kann nicht als 


ein dienſtliches Verhältniß im Sinne der Dienſtbotenordnung auf⸗ 
gefaßt werden. 


Die Gemeinde S. entließ ihren Viehhirten Andreas G. — 
ohne Kündigung — aus dem Grunde, weil derſelbe erwieſenermaßen 
das ihm anvertraute Vieh durch ſchlechte Wartung Schaden nehmen 
ließ. Andreas G. beſchwerte ſich gegen die Gemeinde S. bei der Be⸗ 
zirkshauptmanuſchaft in B., welche die von der Gemeinde verfügte 
ſofortige Entlaſſung des Beſchwerdeführers im Geſetze durchaus be⸗ 
gründet fand und die Vorſtellung zurückwies. Dieſe Entſcheidung 
wurde von der niederöſterreichiſchen Statthalterei im Grunde des 
§ 28, Alin. 5 der niederöſterreichiſchen Dienſtbotenordnung vom Jahre 
1856 beſtätigt, nachdem der Gemeindevorſteher von S. die Aufklä⸗ 
rung erſtattet hatte, daß der gedachte Viehhirte von der Gemeinde S. 
nicht mittelſt eines förmlichen Vertrages aufgenommen worden war, 
ſondern die Einrichtung galt, daß die Aufnahme und Entlaſſung des 
Viehhirten dem Gemeindevorſteher zuſtand, der diesfalls nach den 
Beſtimmungen der Dienſtbotenordnung vorgehen zu konnen glaubte. 

In Folge Recurſes des Viehhirten Andreas G. hat das Minis 
fterium des Innern ddto. 17. März 1872, 3. 663, die Entſchei⸗ 
dungen der Unterbehörden wegen Incompetenz aus folgenden Motiven 


behoben: „Denn wenngleich die diesfällige Competenz der politiſchen 


Behörden nach § 97 der niederöſterreichiſchen Gemeindeordnung be⸗ 
gründet geweſen wäre, falls G. wirklich als ein Dienſtbote der Ge⸗ 
meinde S. ſich dargeſtellt hätte, ſo muß doch die Competenz der 
politiſchen Behörden zur Entſcheidung des vorliegenden Falles aus 
dem Grunde ausgeſchloſſen werden, weil das dienſtliche Verhältniß 
eines Viehhirten zu der Gemeinde kein ſolches iſt, daß derſelbe als 
ein Dienſtbote der letzteren im Sinne der Dienſtbotenordnung vom 
Jahre 1856, welche laut § 17 und anderer damit übereinſtimmender 


Beſtimmungen die Hausgenoſſenſchaft zwiſchen dem Dienſtgeber und 


dem Bedienſteten als ein Requiſit eines unter dieſe Vorſchrift ſub⸗ 
ſumirbaren Dienſtverhältniſſes vorausſetzt, angeſehen werden kann; 
daher die Klage des Andreas G. und ſeine etwaigen Anſprüche aus 
ſeinem Dienſtverbande gegenüber der Gemeinde S. der Entſcheidung 
des Civilrichters anheimfallen.“ . L. 
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Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 31. Jänner 1872, Z. 548, 


betreffend Vorfichten bei Ertheilung von Päſſen für's osmaniſche Reich. 


An bſterreichiſche Unterthanen, welche eines im osmaniſchen Reiche begangenen 
Verbrechens beſchuldigt, nach Beendigung des bei dem türkiſchen Localtribunale abge⸗ 
führten Unterſuchungsproceſſes nach Oeſterreich zum weiteren gerichtlichen Verfahren 
abgeſtellt, von den öſterreichiſchen Gerichten aber ſchuldlos oder freigeſprochen würden, 
dürfen Päſſe zur Rückkehr in die betreffenden türkiſchen Provinzen nur nach vorläu⸗ 
figem Einvernehmen mit dem k. und k. Conſulate über die Zuläſſigkeit ihres Aubent⸗ 
halts daſelbſt ertheilt werden. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 11. April 1872, 


Z. 3758/986 II, betreffend die militäriſche Eintheilung der ſtellungspflichtigen 


barmherzigen Brüder. 


Anläßlich einer Eingabe des Ordensprovincials der deutſch⸗öſterreichiſchen 
Provinz der barmherzigen Brüder um Ausdehnung der Begünſtigung des § 25 des 
Wehrgeſetzes auf die Mitglieder dieſes Ordens, hat das k. u. k. Reichskriegsminiſterium 
mit dem im hierämtlichen Einvernehmen unterm 13. v. M., Abth. 2, Nr. 1750, an 
ſämmtliche General- (Militär-) Commanden gerichteten Erlaß Folgendes angeordnet: 

Stellungspflichtige, welche Mitglieder des Ordens der barmherzigen Brüder 


ſind und zur Einreihung auf das Reerntencontingent entfallen, find — inſoferne die⸗ 


ſelben nicht Theologie ftndiren und daher auf die Begünſtigung des § 25 des Wehr⸗ 
geſetzes keinen Anſpruch haben, zur Sanitätstruppe, woſelbſt fie eine ihrem Lebens⸗ 
berufe möglichſt zuſagende und auch dem Dienſte dieſer Truppe ganz entſprechende 
Verwendung finden, einzutheilen, beziehungsweiſe zu transferiren, wenn ſie bei ihrer 
Aſſentirung oder Einreihung darum anſuchen. 

Danach ift der $ 67 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes ent⸗ 
ſprechend zu ergänzen. 


Perſonalien. 


Claudi ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. Ni⸗ 
kolans v. Rehorbvszky anläßlich der Penſionirung desſelben das Ritterkreuz des 
Leopoldordens taxfrei verliehen. 4 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Johann Scola bei deſſen Pen⸗ 
ſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeiactuar Franz Sobolak zum 
Commiffär bei der Polizeidirectton in Lemberg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Ludwig Röthler zum 
Baurakhe, den mit Titel und Charakter eines Oberingenieurs bekleideten Ingenieur 
Robert Funke zum Oberingenieur und die als zeitliche Ingenieure beſtellten Bau⸗ 
adjuncten Wenzel Schaffer, Gottfried Pernecker und Anguſt Hückel, dann 
die Bauadjuncten Karl Liſſek, Edmund Hadwiger, Karl Brückler und Gott⸗ 
lieb Fänner, endlich den mit dem Titel eines Ingenieurs bekleideten Bauadjuncten 
Georg Ptak zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Nieder⸗Oeſterreich er⸗ 
nannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzräthen und Finanzbezirksdirectoren die 
Finanzſecretäre der galiziſchen Finanzlandesdirection Joſeph Kapaun für Sanok, 
Johann Schneider für Tarnopol und Franz Skulsky für Brody ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsofficiale Joſeph Forſtner und Karl 
Baumgartner zu Rechnungsräthen im Perſonalſtande der Rechnungs⸗ und Fach⸗ 
rechnungsdepartements des Finanzminiſteriums ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Linienſchiffslieutenant I. Cl. Edmund Cze⸗ 
lechowsky, dem proviſ. Miniſterialconcipiſten im Handelsminiſterium Wilhelm 
Leitgeb und dem Miniſterial⸗Conceptsadjuncten des Handelsminiſteriums Dr. 
welten Haberer ſyſtemiſirte Miniſterial⸗Concipiſtenſtellen in dieſem Miniſterium 
verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Commiſſärsadjuneten der k. k. Generallnſpec⸗ 
tion der öſterr. Eiſenbahnen Conſtantin Mück zum Generalinſpectionscommiſſär 
II. Claſſe ernannt. 


Erledigungen. 


Ingenieuraſſiftentenſtellen beim Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien und zwar 1 Ingenieur⸗Aſſiſtentenſtelle II. Cl. mit 900 fl. und 8 In⸗ 
genieur-⸗Aſſiſtentenſtellen III. Cl. mit je 800 fl. Jahresgehalt und dem entſprechenden 
20perc. Quarttergelde, bis Ende Mat. (Amtsbl. Nr. 94.) 

Bauadjunctenſtelle I. Cl. für Mähren mit 800 fl., eventuell Bauadjuncten⸗ 
ſtelle II. Cl. mit 700 fl. und eventuell eine Bauprakticantenſtelle mit 400 fl. Ad⸗ 
jutum, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 94.) 

Geometersſtellen zur Ausführung der anläßlich der Grundſteuer⸗Regelung 
angeordneten Vermeſſungsarbeiten für Schleſten mit 3 fl. Taggeld, bis 16. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 94.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


